
Der Landtag von Niederösterreich hat am 7. Juli 2016 beschlossen:

Änderung des NÖ Mutterschutz-Landesgesetzes

Das NÖ Mutterschutz-Landesgesetz, LGBl. 2039, wird wie folgt geändert:

1. § 1a Abs. 2 Z 7 lautet:

„7. biologische Arbeitsstoffe im Sinne des § 40 Abs. 5 Z 2 bis 4 des

ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 450/1994 in der Fassung

BGBl. I Nr. 60/2015, soweit bekannt ist, dass diese Stoffe oder die im Falle

einer durch sie hervorgerufenen Schädigung anzuwendenden

therapeutischen Maßnahmen die Gesundheit der werdenden Mutter oder

des werdenden Kindes gefährden und“

2. § 3 Abs. 2 lit. k lautet:

„k) Arbeiten mit biologischen Arbeitsstoffen im Sinne des § 40 Abs. 5 Z 2 bis 4

des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 450/1994 in der

Fassung BGBl. I Nr. 60/2015, soweit bekannt ist, dass diese Stoffe oder

die im Falle einer durch sie hervorgerufenen Schädigung anzuwendenden

therapeutischen Maßnahmen die Gesundheit der  werdenden Mutter oder

des werdenden Kindes gefährden.“

3. Die Überschrift des § 20 lautet:

„Umgesetzte EU-Richtlinien
§ 20“

4. Im § 20 lautet der Einleitungssatz:

„Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien der Europäischen Union

umgesetzt:“.



5. Im § 20 Z. 4 wird am Satzende der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und

nach der Z 4 folgende Z 5 angefügt:

„5. Richtlinie 2014/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom

26. Februar 2014 zur Änderung der Richtlinien 92/58/EWG, 92/85/EWG,

94/33/EG und 98/24/EG des Rates sowie der Richtlinie 2004/37/EG des

Europäischen  Parlaments und des Rates zwecks ihrer Anpassung an die

Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und

Verpackung von Stoffen und Gemischen, ABl. Nr. L 65 vom 5. März 2014,

Seite 1.“


